
Proteste im Iran – Anzeichen einer Farbrevolution*?

mol. Für den Finanzexperten
Dirk Müller* sind die von den
Medien aufgeführten Gründe für
die anhaltenden Proteste im Iran
konstruiert. Denn die Arbeitslo-
sigkeit in einzelnen europä-
ischen Ländern sei viel höher als
im Iran – ohne dass dies dort
Unruhen auslöse. Das Bruttoin-
landsprodukt des Iran sei im letz-
ten Jahr sogar um 12% gestiegen

– trotz der Sanktionen des Wes-
tens! Müller führt die Unruhen
im Iran auf Einmischung durch

das Ausland zurück: „Das haben
wir in den letzten Jahren so oft
gesehen, wo Staaten, die uns
nicht bequem waren, plötzlich
Proteste erlebt haben. USA und
Israel unterstützen natürlich die
Proteste im Iran massiv (…) Es
ist der gleiche Ablauf wie in Sy-
rien und wie in anderen Ländern
des Mittleren und Nahen Ostens
in den letzten Jahren. Hier soll
eine Regierung gestürzt werden,
hier werden entsprechend Protes-
te angeschürt. Wir wissen inzwi-

schen längst, wie das in Syrien
gelaufen ist, mit welcher Vorbe-
reitung das passierte. (…) Hier
wird es jetzt die große Auseinan-
dersetzung geben mit den Saudis,
Israel und USA im Verein auf
der einen Seite und dem Iran
nahestehenden Ländern auf der
anderen Seite (…) Das geht hier
um Strategie, es geht um große
Themen und ganz bestimmt nicht
um die Eierpreise im Iran!“ [1]
*auch bekannt als „Mr. Dax“
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INTRO
Ab dem 28.12.2017 wurde in
den Medien über massive
Proteste und Gegenproteste
im Iran berichtet. Die westli-
chen Leitmedien führten die
Unruhen auf wirtschaftliche
Probleme, soziale Ungerech-
tigkeit und die hohe Jugend-
arbeitslosigkeit zurück. Irans
Präsident Rohani reagierte
ausgesprochen zurückhaltend
auf die Proteste und versuchte,
auf die Forderungen der Pro-
testierenden weitgehend ein-
zugehen. Dennoch wird der
Iran tendenziell als undemo-
kratisch und als Bedrohung
für die gesamte Region dar-
gestellt. Doch wie sieht es
hierzulande aus? Kann man
im glorifizierten Westen von
Demokratie und sozialer Ge-
rechtigkeit sprechen? Sind
etwa die Menschen Europas
und der USA keinen schwieri-
gen Arbeitsbedingungen, so-
zialen und finanziellen Belas-
tungen ausgeliefert? Wer im
Glashaus sitzt, sollte lieber
nicht mit Steinen werfen…
Die Redaktion (kno./mol./jj.)

Quellen: [1] www.kla.tv/11718 | https:/srf.ch/news/international/proteste-im-iran-rohani-billigt-friedliche-demonstrationen | https://deutsch.rt.com/der-nahe-
osten/63028-proteste-im-iran-weiten-sich-aus-revolutionswaechter-getoetet/ [2] www.kla.tv/11727 | https://deutsch.rt.com/programme/echokammer/63171-

echokammer-3-iran-proteste-im/ [3] www.kla.tv/10567 | www.kla.tv/3844 | www.kla.tv/11168
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Unruhen im Iran: „Es geht ganz bestimmt nicht um die Eierpreise!“

Trump und der Iran – sieht sich da jemand im Spiegel?
tz./mol. Auf seiner Nahostreise
im Mai 2017 hatte US-Präsi-
dent Donald Trump den Iran
verbal mehrmals scharf angegrif-
fen. Der Iran sei für die Instabili-
tät im Nahen Osten verantwort-
lich, würde Waffen finanzieren
und Terroristen, Milizen und
andere extremistische Gruppen
trainieren. Diese Strategie wurde
in der Vergangenheit häufig von
den USA und der NATO ange-
wandt: Man unterstellt seinen
Kontrahenten genau die Vorge-
hensweise, die man selbst um-

setzt. Zum Beispiel wurde
2003 der Irak mit der Begrün-
dung angegriffen, Massenver-
nichtungswaffen zu besitzen,
was sich als Falschmeldung he-
rausstellte. Nicht der Irak, son-
dern die USA selbst sorgten
mit dem Einsatz von Uranmuni-
tion für eine Vielzahl von To-
ten und verseuchten weite Teile
des Landes. Auch bedrohen sie
Russland durch eine enorme
Verlagerung von Kriegsgeräten
und Truppen an dessen Gren-
zen, führen ebenso Raketen-

tests durch wie Nordkorea und
haben mit der Finanzierung des
IS einen künstlichen Feind ge-
schaffen. Die USA unterstellen
dem Iran also genau die Verbre-
chen, für welche sie selbst ver-
antwortlich sind. Dennoch hat-
te Trump in seiner Rede vor der
UNO-Generalversammlung im
September 2017 den Iran wie-
der als „Schurkenstaat“ bezeich-
net, der Terror exportiere. Ist
nun der Iran der „Schurken-
staat“ – oder sieht sich da
jemand im Spiegel? [3]

dd./ag. Der Ablauf der Protest-
aktionen im Iran und deren Dar-
stellung in den westlichen Medien
wiesen deutliche Parallelen zu be-
reits stattgefundenen Farbrevoluti-
onen in Syrien, Libyen, Armenien,
Venezuela und der Ukraine auf:
1. Die Unzufriedenheit mit der
wirtschaftlichen Situation wird
genutzt und ausgeweitet zu einer
Protestaktion mit der Forderung
nach dem Rücktritt des Präsi-
denten. So richteten sich die Pro-
teste im Iran immer stärker direkt
gegen das politische System.
2. Alle Gesprächsangebote der
Regierung werden von den De-

monstranten trotz Entgegenkom-
men seitens der Regierung zu-
rückgewiesen.
3. Ein Teil der Protestierenden
wird geschult, die Sicherheits-
kräfte zu provozieren oder Pro-
testierende werden mit gewalttä-
tigen Lohnterroristen unterwan-
dert. Auch im Iran wurde der
legitime Protest durch eine
Gruppe von Randalierern mehr
oder weniger vereinnahmt.
4. Die westlichen Leitmedien er-
greifen permanent Stellung für
die gewalttätigen Demonstranten
und erwecken den Eindruck,
dass die Toten und Verletzten auf

das Konto der Regierung gehen.
Laut der iranischen Nachrichtena-
gentur „Mehr News Agency“
seien die meisten der 21 Opfer
von Demonstranten getötet wor-
den, die bewaffnet waren oder
diese durch Vandalismus getötet
haben. Fazit: Eine Beobachtung
der weiteren Entwicklungen im
Iran und der medialen Berichter-
stattung anhand der erwähnten
Merkmale einer von außen ge-
steuerten Farbrevolution ist drin-
gend zu empfehlen. [2]
*Farbrevolution: vom Ausland her ge-
 steuerte Protestaktionen zum Zwecke
 eines  Regierungsumsturzes

„Im Jahr 1953
stürzten die USA und
Großbritannien unter

dem Code-Namen
‚Operation Ajax’

die legitime
Regierung Irans.

Der Grund war Öl.“
Malcolm Byrne, stellvertr.

Direktor des National Security
Archive der George

Washington Universität
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Schlusspunkt ●
si. Unsere gesamte Politik
wird von der Macht- und
Gewinnmaximierung unse-
rer Wirtschaftsbosse domi-
niert. Gibt es auf dieser
Welt überhaupt noch eine
einzige echte Demokratie?
Oder gibt es nur Schein-
demokratien? Überall auf
der Welt muss endlich ge-
mäß demokratischer Ver-
sprechungen Folgendes gel-
ten: Es darf ausschließlich
nur noch für das Volk und
nicht gegen das Volk regiert
werden! Sämtliche poli-
tischen Vertreter haben aus-
schließlich in die Tasche des
Volkes zu arbeiten und
nicht das Volk in die Ta-
schen seiner Vertreter! Es
wird Zeit, den Schwindel
endlich zu durchschauen!
Helfen Sie mit und verbrei-
ten Sie diese Ausgabe!

Aus der Kla.TV-Sendung
„Volksbetrug“(www.kla.tv/8822)

Quellen: [4] www.kla.tv/10481 | ExpressZeitung, Ausgabe 6, April 2017 [5] https://youtube.com/watch?V5xjQr7-X73A (min 11:58 bis 17:58)|
https:/boeckler.de/14_109897.htm|http://.tagesspiegel.de/weltspiegel/Sonntag/arbeitsmarkt-europas-neue-reservearmee/20301470.html |

https://www.boeckler.de/22264_22272.htm [6] https://youtube.com/watch?v=5xjQr7-X73A (min 17:48 bis 27:06) | https://focus.de/finanzen/experten/ungerechte-strafsteuer-
warum-die-erbschaftsteuer-abgeschafft-gehoert_id_5687715.html | http://zeit.de/wirtschaft/2016-01/vermoegensteuer-ungleichheit-reichtum-studie

[7] https://lobbypedia.de/wiki/Stiftung_Familienunternehmen | https://lobbycontrol.de/2016/09/erbschaftssteuer-wer-sind-die-lobbyisten-der-reichen/

hjm. Schon unter dem deutschen
Altkanzler Schröder wurden die
Rechte der Arbeitnehmer rapide
eingeschränkt und die Erwerbs-
situation für viele deutlich ver-
schlechtert. Auch Untersuchun-
gen des internationalen Recher-
chenetzwerks von Journalisten
„Investigate Europe“ belegen:
Die Verarmung von Millionen
Europäern wurde absichtlich her-
beigeführt. So wurden in ganz
Europa durch Deregulierungen*
Vollzeitarbeitsplätze konsequent
durch Teilzeit- und schlecht be-
zahlte Minijobs ersetzt – mit man-
gelnder sozialer Absicherung und
ohne Chance, ausreichend Ren-
tenansprüche aufzubauen. Mehr

als die Hälfte der bis 25-jäh-
rigen Arbeitnehmer in der Euro-
zone ist nur auf Zeit angestellt, in
Spanien sind es sogar mehr als
70 Prozent. Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron erlaubt Ar-
beitgebern künftig, Arbeitskräfte
nur noch für einzelne Projekte
anzuheuern, die jederzeit künd-
bar sind. Gleichzeitig sollen die
landesweit gültigen Tarifverträge
verschwinden, die bisher Schutz
vor solchen Praktiken boten. Le-
diglich Arbeitgeber, Konzerne
und Zeitarbeitsfirmen profitie-
ren von dieser Politik. [5]

BRD: Medien schweigen über ungerechte Steuerpolitik

Europas Politiker
fördern Ausbeutung und Verarmung des Volkes

Ist die EU ein „antidemokratisches Projekt“?
ag./suh. Dient die EU tatsächlich
den Interessen der Völker? Dazu
zwei Fakten, die in den Medien
kaum erwähnt werden:
1. Die Grundrechtecharta der EU
verbietet die Todesstrafe oder
Hinrichtung von Personen. Laut
Erläuterungen zum Gesetzesar-
tikel gilt jedoch: „Eine Tötung
wird nicht als Verletzung des Ar-
tikels betrachtet“, wenn es erfor-
derlich ist, „einen Aufruhr oder
Aufstand rechtmässig niederzu-
schlagen“. Bei entsprechender
Auslegung kann dieses Gesetz
somit die Zerschlagung von un-
liebsamen Demonstrationen bis
hin zur Tötung von Demonstran-
ten legitimieren.
2. Der damalige EU-Ratspräsi-
dent Robert Fico forderte im

Januar 2017 in seiner Abschluss-
rede: „Ich bitte die Regierungen
der EU-Länder, Abenteuer wie
die britischen und italienischen
Volksabstimmungen bezüglich
innenpolitischer Themen, die eine
Bedrohung für die EU darstellen,
künftig zu unterlassen.“ Dies
zielt auf eine völlige Abschaf-
fung des Mitspracherechtes der
EU-Bürger. EU-Skeptiker Robert
Oulds** sieht die EU als antide-
mokratisches Projekt, bei dem es
darum gehe, den nationalen de-
mokratischen Einrichtungen die
Macht zu entreißen und sie an die
Eliten Brüssels zu übertragen. [4]

ukn. Derzeit prangern die deut-
schen Leitmedien die neu einge-
schlagene Steuerpolitik der USA
vehement an. Man wirft US-Prä-
sident Trump vor, die Reichen zu
begünstigen. Dabei scheinen die
etablierten deutschen Medien zu
vergessen, dass eine ganz ähn-
liche Steuerpolitik bereits seit
Jahrzehnten in der BRD prakti-
ziert wird. Schon zu Kanzler
Kohls Zeiten wurden Unterneh-
mer und Vermögende steuerlich
begünstigt: Die Vermögenssteu-

er, die der Staat auf hohe Vermö-
gen erheben konnte, wurde 1996
und die Gewerbekapitalsteuer
im Jahre 1998 abgeschafft. Un-
ter Kanzlerin Merkel setzt sich
die Entlastung der Vermögenden
fort: Für Gewinne aus Geldan-
lagen* und Finanzspekulationen
mussten bis 2008 noch bis zu
35% Steuern gezahlt werden, da-
nach nur noch 25%. Von den
knapp 211 Milliarden Euro an
Erbschaften und Schenkungen in
den Jahren 2014 und 2015 hat

sich der Staat gerade einmal
11,8 Mrd. geholt. Die Mehr-
wertsteuer stieg hingegen von
10% im Jahr 1968 bis auf derzeit
19%, was vor allem Geringver-
diener belastet. Warum neh-
men die deutschen Leitmedien
eigentlich nur die ungerech-
te  US-Steuerpolitik ins Visier
und schweigen sich über die
hiesige weitgehend aus? [6]

Wirtschaftsbosse unterhöhlen deutsche Demokratie
kno. Deutsche Konzerne können
ihr Vermögen an ihre Nachfolger
übertragen, ohne dass diese dafür
Erbschafts- oder Schenkungs-
steuer entrichten müssen. Dies,
obwohl seit 2007 das Bundesver-
fassungsgericht mehrfach urteilte,
dass die steuerliche Bevorteilung
der Großunternehmen im Rah-
men der Erbschaftssteuer nicht
mit dem Grundgesetz vereinbar
sei. Die Bevorteilung verstoße ge-
gen den Artikel, dass alle Men-

schen gleich seien. Daraufhin
schlossen sich Konzerne wie Hen-
kel, Trumpf und Müller-Milch in
einer Stiftung zusammen. Deren
Vertreter richteten zusammen mit
weiteren Firmen wie Bitburger
und BMW einen gemeinsamen
Appell an alle Bundestagsabgeord-
neten. Die Stiftungsvertreter tra-
fen sich von Februar 2015 bis
Juni 2016 zwölf Mal mit rangho-
hen Vertretern der Bundesregie-
rung, wie etwa Kanzlerin Angela

Merkel und Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble. Ergeb-
nis: Im September 2016 einigten
sich Bundestag und Bundesrat
darauf, dass Firmenerben weiter-
hin ganz oder teilweise von der
Erbschaftssteuer befreit werden,
wenn sie den Betrieb für eine be-
stimmte Zeit weiterführen. Es ist
ein Skandal, dass Wirtschafts-
bosse zu ihrem Profit Gesetze
durchdrücken können, die dem
Grundgesetz widersprechen! [7]

*EU-Vertrag von Lissabon,
  ab 1.11.2009
**Britischer Politiker und Militär-
   historiker

*Staatliche Regelungen werden zu-
  gunsten der Wirtschaft reduziert

*wie Bundesschatzbriefe, Pfand-
 briefe, Sparkonten


